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KURZ KOMMENTIERT

Subventionen

Rasenmäherverfahren?

D as Anwachsen der Subventionen in der Bundesrepu­
blik hat in den letzten Jahren zu einer zunehmenden Be­
lastung der öffentlichen Haushalte geführt. Allein die 
vom Bund gewährten Finanzhilfen und Steuervergün­
stigungen sind nach Angaben des 8. Subventionsbe­
richtes von 8,8 IVIrd. DM 1966 auf 27,4 Mrd. DM 1980 
gestiegen, wobei in dieser Zahl längst nicht alle Subven­
tionen enthalten sind. Aufgrund der aktuellen Finanz­
situation sind sich alle Parteien darüber einig, daß zur 
Entlastung des Bundeshaushalts ein Abbau von Sub­
ventionen vorgenommen werden muß.

Der Haushaltsausschuß des Bundestages hat hierzu 
Anfang dieses Monats eine öffentliche Anhörung durch- 
geführl. Im Mittelpunkt der Diskussion stand dabei der 
Vorschlag des DIHT, alle Subventionen zunächst ein­
heitlich um einen bestimmten Prozentsatz zu kürzen. 
Die Befünworter dieses Vorschlags sind der Ansicht, 
daß eine lineare Kürzung politisch leichter durchzuset­
zen sei, weil alle Subventionsempfänger im gleichen 
Maße betroffen wären.

Abgesehen von schwerwiegenden rechtlichen und 
technischen Problemen, insbesondere auf dem Gebiet 
der Steuervergünstigungen, wirft dieses als „Rasenmä­
herverfahren“ bezeichnete Vorgehen auch ökonomi­
sche Fragen auf, da die Besonderheiten einzelner Sub­
ventionsziele dabei nicht berücksichtigt werden können 
und eine differenzierte Behandlung der Subventions­
empfänger unmöglich ist. So treten sicher in den Berei­
chen, in denen Wettbewerbsverzerrungen ausgegli­
chen oder Startschwierigkeiten zukunftsträchtiger 
Branchen überwunden werden sollen, größere Härten 
auf als in jenen, in denen lediglich Mitnahmeeffekte er­
zielt werden. Schließlich bedeuten lineare Kürzungen 
auch den Verzicht auf die Möglichkeit, die Effizienz der 
für Subventionen ausgegebenen Mittel durch die Fest­
legung neuer politischer Prioritäten zu erhöhen, wei

Bundeshaushalt

Deckungslücken ’83

D ie  im Bundeshaushalt 1982 und in der mittelfristigen 
Finanzplanung für 1983 geplante Begrenzung der Net­
tokreditaufnahme auf 26-27 Mrd. DM wird nicht reali­
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sierbar sein. Während für das laufende Haushaltsjahr 
ein Nachtragshaushalt in Höhe von etwa 7 Mrd. DM zu 
erwarten ist, muß für 1983 sogar mit einem zusätzlichen 
Finanzierungsbedarf in einer Größenordnung von 15 
Mrd. DM gerechnet werden.

Der größte Teil des diesjährigen Fehlbetrages ist 
wohl als „konjunkturbedingt“ anzusehen und daher 
durch zusätzliche Verschuldung zu finanzieren. Für die 
Deckungslücken im Haushalt 1983 gilt dies aber nicht 
gleichermaßen. Ein noch zunehmendes Finanzierungs­
defizit in einem Jahr, in dem nach allen Erwartungen die 
Auslastung der gesamtwirtschaftlichen Produktionska­
pazität wieder größer wird, wäre gleichbedeutend mit ei­
ner Zunahme des strukturellen Defizits. Es dürfte sich 
daher als notwendig erweisen, über die Operation ’82 
hinausgehende Maßnahmen zur Konsolidierung der öf­
fentlichen Finanzen zu ergreifen; dies um so mehr, als 
davon ausgegangen werden muß, daß bisher als kon­
junkturbedingt angesehene Defizite teilweise „struktu­
relle“ sind; das gilt namentlich für einen Teil der Zunah­
me des Aufwands für Arbeitslose in den vergangenen 
Jahren. Insoweit muß der Staat die damit verbundenen 
Lasten dauerhaft finanzieren.

Eine Vergrößerung der Steuerlast -  und damit eine 
Erhöhung des Staatsanteils -  wäre angesichts der an­
haltenden Wachstums- und Investitionsschwäche der 
falsche Weg. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
würden sich dadurch verschlechtern, und die Lösung 
der Probleme würde noch zusätzlich erschwert. Die auf 
Dauer erhöhten finanziellen Lasten des Staates müs­
sen daher im wesentlichen durch Ausgabenkürzungen 
ausgeglichen werden. sf

Wirtschaftsglpfel

Gipfel der Unterschiede

D as Gipfeltreffen von Versailles hat sich wahrlich welt­
umspannender Wirtschaftsthemen angenommen. 
Während den Amerikanern stark an einer Begrenzung 
des Ost-West-Handels und einer Verschärfung der Kre­
ditbedingungen namentlich gegenüber der Sowjetunion 
gelegen war, forcierten die Europäer „globale Verhand­
lungen“ über die Zusammenarbeit zwischen Industrie­
staaten und Entwicklungsländern (Nord-Süd-Dialog).

Hinter den Aussagen des gemeinsamen Kommuni­
ques zu diesen Punkten verbergen sich bereits erhebli­
che Meinungsverschiedenheiten. Noch größer aber
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sind diese in bezug auf die internen wirtschaftspoliti­
schen Probleme der beteiligten Industrieländer. Die Ge­
meinsamkeiten gehen hier nicht weit über die Zielvor­
stellung hinaus, daß Wachstum und Beschäftigung ge­
stärkt werden müssen. Immerhin wird noch der These 
zugestimmt, daß eine Voraussetzung hierfür die erfolg­
reiche Bekämpfung der Inflation sei; mit dem Argument, 
daß auf diese Weise auch die hohen Zinssätze gesenkt 
werden, wurde die europäische Kritik am hohen Zins­
niveau von den USA abgefangen. Doch über die Frage, 
welches die geeigneten Ivlittel sind, um die Ziele zu reali­
sieren, schweigt sich das Kommunique aus.

Hinter der gemeinsamen Erklärung ist deutlich die an­
haltende Divergenz in den wirtschaftspolitischen Auf­
fassungen zu erkennen. Auf dieser Basis aber läßt sich 
die angestrebte Stabilisierung des internationalen Wäh­
rungssystems nicht herbeiführen. Sie ist, wie die Erfah­
rungen auch mit dem Europäischen Währungssystem 
zeigen, nur als Folge oder allenfalls im Zusammenhang 
mit einer Harmonisierung der wirtschaftspolitischen Zie­
le und Mittel erreichbar. wt

EG

Britische Rechnung

W orüber schon lange gemunkelt wurde, woran jedoch 
niemand recht glauben mochte, ist schließlich doch ein­
getreten: Die EG-Agrarpreise wurden durch einen 
Mehrheitsbeschluß des Agrarministerrats unter Miß­
achtung des britischen Vetos angehoben. Seit Charles 
de Gaulle 1966 mit seiner Politik des leeren Stuhls den 
sogenannten Luxemburger Kompromiß erzwang, der in 
jeder Frage, in der ein Mitgliedsland vitale nationale In­
teressen geltend macht, einstimmige Entscheidungen 
verlangt, hatte es eine solche Situation nicht gegeben. 
Der Luxemburger Kompromiß galt seitdem -  obwohl 
rechtlich nicht verankert -  als wesentlicher Bestandteil 
der EG-Zusammenarbeit.

Das -  bisher einmalige -  Abrücken von dieser Ver­
handlungsgrundlage wurde notwendig, weil „vitale In­
teressen der Gemeinschaft“ auf dem Spiel zu stehen 
schienen. Die britische Regierung hatte angedroht, die 
Agrarpreiserhöhungen so lange zu blockieren, bis eine 
für sie befriedigende Regelung ihrer Zahlungen an den 
EG-Haushalt getroffen sei -  ein schon 1980 mit Erfolg 
praktiziertes Verfahren. Der Luxemburger Kompromiß 
schien den Briten ein Mittel zur Durchsetzung von Maxi­
malforderungen an die Hand zu geben; Kompromißbe­
reitschaft braucht nicht gezeigt zu werden, wenn es nur 
abzuwarten gilt, bis die übrigen Mitgliedstaaten dem po­

266

litischen Druck ihrer Agrarlobbies nicht mehr standhal­
ten können.

Diese Rechnung ist nicht aufgegangen, und das ist 
gut so, wenn der Idee der Europäischen Integration 
überhaupt noch eine Bedeutung zukommen soll. Die 
zahlreichen ungelösten Probleme der Gemeinschaft -  
darunter nicht zuletzt das der britischen Beitragszahlun­
gen an den EG-Haushalt -  werden nur zu bewältigen 
sein, wenn die Mitgliedsregierungen konstruktiver und 
kompromißbereiter Zusammenarbeiten als bisher, nt

Handelsliberalisierung

Japanische Aktivitäten

D ie  japanische Regierung hat ein weiteres Programm 
zur Einfuhrliberalisierung angekündigt, nachdem be­
reits im Januar Zollsenkungen und der Abbau nichttari 
färer Handelshemmnisse beschlossen worden waren 
Dieses Mal sollen vor allem Zölle für Industriegüter er 
mäßigt oder ganz aufgehoben werden. Außerdem ver 
pflichtet sich Japan, das komplizierte Vertriebs- und Ab 
satzsystem des Landes zu vereinfachen, ohne aller 
dings konkrete Vorschläge zu unterbreiten.

Den Hintergrund der japanischen Aktivitäten bilden 
die hohen Überschüsse Japans im Handel mit den USA 
und der EG, die im Jahre 1981 auf mehr als 50 Mrd. DM 
angewachsen sind und sich auch im laufenden Jahr 
kaum zurückgebildet haben. Die Handelspartner dro­
hen daher verstärkt mit Restriktionsmaßnahmen. So 
sind in beiden Häusern des amerikanischen Kongres­
ses insgesamt bereits zehn Gesetzentwürfe vorgelegt 
worden, die etwa durch „local content“ -Vorschriften ei­
ne „faire Behandlung“ der USA im internationalen Han­
del gewährleisten sollen und sich hauptsächlich gegen 
Japan richten. Dies hat zusammen mit den zahllosen 
„Warnungen" der EG an die Adresse Japans zu einer 
gefährlichen Zuspitzung der handelspolitischen Ausein­
andersetzungen geführt.

Ein japanisches Entgegenkommen war daher drin­
gend angezeigt. Doch werden die genannten Maßnah­
men voraussichtlich nur geringe Wirkungen zeigen, 
auch wenn sie japanischen Berechnungen zufolge das 
durchschnittliche Zollniveau Japans bis 1987 auf 3 % 
absenken, verglichen mit 4 % für die USA und 5 % für 
die EG. Denn die Zölle spielen bereits heute nur noch ei­
ne untergeordnete Bedeutung. Die Beseitigung admini­
strativer Handelshemmnisse, die einem ausgewoge­
nen Handelsaustausch weit stärker im Wege stehen als 
Zollsätze, kommt aber auch mit dem neuen Liberalisie­
rungsprogramm kaum voran. ko
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